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Antrag 

der Abgeordneten Ingrid Koppe und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Gesetzliche Regelung zur Einführung der Informationsfreiheit 
(Allgemeines informationsfrei heits-Gesetz) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Ein Gesetz, das im Sinne eines Allgemeinen Einsichtsrechts die 
Informationsfreiheit von Bürgerinnen und Bürgern gegenüber 
Behörden und den dort gesammelten Unterlagen bzw. Informatio- 
nen regelt, ist seit vielen Jahren überfällig. 

In mehreren demokratischen Staaten - so den USA, Schweden, 
Kanada, den Niederlanden, Frankreich, Norwegen, Griechenland 
oder Australien - gibt es seit vielen Jahren bereits umfangreiche 
und erprobte Regelungen („freedom of Information"), die nach 
dem Grundsatz einer „gläsernen Verwaltung" Transparenz von 
Verwaltungshandeln gegenüber Bürgerinnen und Bürgern in die 
Praxis umsetzen. 

In Deutschland wurden hingegen bisher keine Schritte unternom- 
men, ein generelles Recht auf Informationsfreiheit (bisher zumeist 
„Akteneinsichtsrecht" genannt) bundesgesetzlich als demokrati- 
sches Bürgerrecht zu verankern. 

Immerhin ist nach Verabschiedung der EG -Richtlinie für die Infor- 
mationsfreiheit in Umweltunterlagen die Bundesregierung nun- 
mehr in der Pflicht, wenigstens in diesem Teilbereich eine gesetz- 
liche Regelung vorzusehen. Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN hat hierfür einen bereichsspezifischen Gesetzentwurf in 
den Bundestag eingebracht (Drucksache 12/5696). Dies kann aber 
erst der Anfang sein. 

Ein Gesetz für ein Allgemeines Informationsfreiheitsrecht hat von 
dem Grundsatz des unbeschränkten Zugangs der Bürgerinnen 
und Bürger zu Verwaltungsunterlagen (Verwaltungsöffentlich- 
keit) auszugehen, der nicht an den erforderlichen Nachweis eines 
besonderen rechtlichen Interesses gebunden ist. Denn dafür gibt 
es bereits - etwa im Verwaltungsverfahrensgesetz, im Bundesna- 
turschutzgesetz oder im Bundes-Immissionsschutzgesetz - (wenn- 
gleich häufig nicht zufriedenstellende) rechtliche Vorschriften. 
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Es muß aber z. B. auch für Bürgerinnen und Bürger möglich sein, 
in Planungsunterlagen für den Bau eines Atomkraftwerks Einsicht 
zu nehmen, wenn der eigene örtliche Wohnsitz ein besonderes 
rechtliches Interesse scheinbar nicht begründen kann. In der bis- 
herigen zu engen Rechtsprechung zum Vorliegen eines berech- 
tigten Interesses wird z.B. die Reichweite derartiger möglicher 
Schäden für Mensch und Umwelt wie bei der Atomkatastrophe 
von Tschernobyl grundsätzlich nicht zum Maßstab genommen, 
Umweltschutz kennt aber wie Umweltverschmutzung keine 
Grenzen, 

Ebenso ist für Bürgerinnen und Bürger durchaus von Interesse, 
wie und nach welchen Kriterien etwa das Bundesgesundheitsamt 
die Zulassung von Medikamenten vornimmt, ob in der eigenen 
Wohngegend ein erhöhtes Krebsrisiko besteht oder ob Ergebnisse 
der letzten Volkszählung in die Wohnungspolitik eingehen. 

Auf all diesen Ebenen würde die Informationsfreiheit Bürger und 
Bürgerinnen in die Lage versetzen, frühzeitig über Planungen 
oder bei den Behörden vorliegendes Wissen informiert zu werden. 

Das Informationsfreiheitsrecht von Bürgerinnen und Bürgern ist 
das komplementäre Gegenstück zum Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung, indem es die aktive Seite eines Verfügungs- 
rechts über Informationen, die den Bürger und die Bürgerinnen 
betreffen, ausgestaltet, also die Teilhaberechte an der „Informa- 
tionsgesellschaft " . 

Der Grundsatz der Informationsfreiheit kann aber auch in beson- 
deren Fällen u. a. mit dem Recht auf informationeile Selbstbestim- 
mung kollidieren. Demnach wird auch der Grundsatz eines freien 
Zugangs zu Verwaltungsunterlagen eine präzise zu formulie- 
rende Grenze finden in Ausnahmetatbeständen von diesem 
Grundsatz, vor allem in unabdingbar schützenswerten personen- 
bezogenen Daten Dritter, bestimmten Geheimhaltungsvorschrif- 
ten oder in der Strafverfolgung. 

Mit der Berufung auf derartige „Ausnahmeregelungen" vom 
Recht auf Informationsfreiheit ist zweifelsohne die große Gefahr 
verbunden, daß sie von der Verwaltung ihrerseits zum Grundsatz 
erhoben werden, die das Informationsfreiheitsrecht vollkommen 
aushöhlen würden. Deshalb ist bei Vorlage eines entsprechenden 
Gesetzentwurfs die Bundesregierung beweispflichtig, wo der 
Grundsatz der Verwaltungsöffentlichkeit nicht oder nur einge- 
schränkt gelten darf. Als Ausnahmetatbestand von dem Regelfall 
der Informationsfreiheit muß jeweils bereichsspezifisch und nor- 
menklar festgelegt werden, wann zu Recht von der Verwaltung 
eine Einschränkung des Grundsatzes auf Informationsfreiheit vor- 
zunehmen ist, die sich nicht in pauschalen, der Nachprüfung 
entzogenen Schutzbehauptungen erschöpft. 

Um das Einsichts- und Auskunftsrecht der Bürger und Bürgerin- 
nen gegenüber einer nicht kooperativen Verwaltung zu stärken, 
ist ferner erforderlich, in diesem Gesetz zusätzliche Widerspruchs- 
und Kontrollmöglichkeiten vorzusehen, in die auch die Daten- 
schutzbeauftragten mit einer neuen Aufgabe einbezogen werden. 
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Nach den Erfahrungen in einigen Staaten sollte darauf geachtet 
werden, daß ein Gesetz zur Informationsfreiheit begrifflich und in 
der Praxis organisatorisch eng verzahnt wird mit den bestehenden 
Datenschutzgesetzen und den Organen, die die Einhaltung des 
Datenschutzes kontrollieren. 

IL Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

— einen Gesetzentwurf zur Einführung der Allgemeinen Informa- 
tionsfreiheit mit - soweit notwendig - bereichsspezifischen 
Regelungen vorzulegen, der die in den folgenden Abschnitten 
aufgeführten Grundsätze und Bedingungen erfüllt, 

— Verhandlungen mit den Regierungen der Länder aufzuneh- 
men, um eine parallele gesetzliche Regelung der Informations- 
freiheit auf der Ebene des Bundes und der Länder zu erreichen. 

1. Abschnitt: Gesetzeszweck 

Zweck des Gesetzes soll sein, durch ein umfassendes Informa- 
tionsrecht das in Akten (und allen anderen Informationsunterla- 
gen) festgehaltene Wissen und Handeln öffentlicher Stellen unter 
Wahrung des Schutzes personenbezogener Daten unmittelbar der 
Allgemeinheit zugänglich zu machen, um über die bestehenden 
Informationsmöglichkeiten hinaus die demokratische Meinungs- 
und Willensbildung zu fördern und eine Kontrolle des staatlichen 
Handelns zu ermöglichen. 

2. Abschnitt: Anwendungsbereich und Begriffsbestimmung 

Das Gesetz soll die Informationsrechte gegenüber Behörden und 
sonstigen öffentlichen Stellen (insbesondere nichtrechtsfähige 
Anstalten, Staatsanwaltschaften und Gerichte) des Bundes und 
der Länder, der bundes- und landesunmittelbaren Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts und gegen- 
über Privaten, die mit der Ausübung hoheitlicher Befugnisse be- 
traut sind (öffentliche Stellen), regeln. Für die Gerichte gilt dieses 
Gesetz, soweit die richterliche Unabhängigkeit gewahrt bleibt. 

Informationen im Sinne dieses Gesetzes sind alle schriftlich, elek- 
tronisch, akustisch, optisch oder auf andere Weise festgehaltenen 
Gedankenverkörperungen und sonstigen Aufzeichnungen, insbe- 
sondere Akten, Schriftstücke, Magnetbänder, Disketten, Filme, 
Fotos, Fotokopien, Pläne, Diagramme, Bilder und Karten, soweit 
sie amtlichen Zwecken dienen. 

Betroffener im Sinne dieses Gesetzes ist die Person, über die in 
behördhchen Unterlagen personenbezogene Daten oder von der 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse vorliegen. 

3. Abschnitt: Grundsatz des Informationsrechts 

Jede Person hat ungeachtet von Staatsbürgerschaft und Wohnort 
in der Bundesrepublik Deutschland nach Maßgabe dieses Geset- 
zes gegenüber den in Abschnitt 2 genannten Stellen nach eigener 
Wahl ein Recht auf Einsicht in oder Auskunft über den Inhalt der 
von der öffenthchen Stelle geführten Informationen. Die Rechte 
nach Satz 1 können auch von juristischen Personen geltend 
gemacht werden. Weitergehende Ansprüche auf Einsicht oder 
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Auskunft aufgrund anderweitiger rechtlicher Bestimmungen blei- 
ben hiervon unberührt. 

4. Abschnitt: Umfang des Informationsrechts 

Akteneinsicht oder Aktenauskunft ist in dem beantragten Umfang 
zu gewährleisten, es sei denn, eine der in dem 5. Abschnitt dieses 
Antrags (Einschränkungen des Informationsrechts) geregelten 
Ausnahmen findet Anwendung. 

5. Abschnitt: Einschränkungen des Informationsrechts 

a) Amtsverschwiegenheit 

Mit der Entscheidung, Einsicht oder Aktenauskunft zu erteilen, ist 
die Genehmigung nach den einschlägigen Vorschriften des Bun- 
desbeamtengesetzes zu verbinden. Sie darf nur in den Fällen 
versagt werden, wenn die in diesem 5. Abschnitt geregelten 
Ausnahmen erfüllt sind. 

b) Geheimhaltungspflicht 

Die übliche behördliche Praxis, Unterlagen nach Belieben als 
geheim, streng vertraulich etc. qualifizieren zu können, muß deut- 
lich reduziert werden. Der Geheimhaltungsvorbehalt bei 
bestimmten Unterlagen soll nicht der Definitionsmacht der Behör- 
den überlassen bleiben. Ein Anspruch auf Einsicht oder Auskunft 
besteht jedoch dann nicht, wenn durch Rechtsvorschrift - also 
Gesetz oder Rechtsverordnung - ausdrücklich die Geheimhaltung 
bestimmter Akten oder Angaben vorgeschrieben ist. 

c) Schutz personenbezogener Daten 

Durch die Einsicht oder Auskunft dürfen personenbezogene 
Daten nur bekanntgegeben werden, wenn der Betroffene zuge- 
stimmt hat oder die Bekanntgabe durch dieses Gesetz oder eine 
andere Rechtsvorschrift zugelassen ist. 

Zulässig ist die Bekanntgabe der Mitwirkung eines Amtsträgers 
an Verwaltungsvorgängen oder sonstigem staatlichen Handeln 
sowie von dessen Namen, Titel, akademischem Grad, Beruf, 
innerdienstlicher Anschrift und Rufnummer. 

Zulässig ist ferner die Bekanntgabe personenbezogener Daten, 
soweit die Kenntnis des Namens, der Anschrift, des Berufs sowie 
von Branchen- und Geschäftsbezeichnungen für die Bestimmung, 
Unterscheidung, Zuordnung oder den Nachtvollzug behördlichen 
Handelns erforderlich ist. 

Soweit ein Anspruch auf Einsicht oder Auskunft besteht, der ein 
Verwaltungsverfahren betrifft, ist die Bekanntgabe personenbe- 
zogener Daten zulässig, soweit 

— sie sich darauf beziehen, daß der Betroffene an einem Verwal- 
tungsverfahren oder einem ähnlichen Verfahren beteiligt ist, 

— eine gesetzlich oder behördlich vorgeschriebene Erklärung 
abgegeben oder eine Anzeige, Anmeldung, Auskunft oder 
vergleichbare Mitteilung durch den Betroffenen gebenüber 
einer Behörde erfolgt ist, 

— gegenüber dem Betroffenen Maßnahmen der Eingriffs Verwal- 
tung (etwa überwachende Verwaltungstätigkeiten) erfolgt 
sind. 
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— das Einsichts- oder Auskunftsbegehren Informationen über den 
Betroffenen in seiner Eigenschaft als Eigentümer, Pächter, Mie- 
ter oder Inhaber eines vergleichbaren Rechtes betreffen, 

— der Betroffene als Gutachter, Sachverständiger oder in ver- 
gleichbarer Weise eine Stellungnahme abgegeben hat 

und durch diese Angaben mit Ausnahme von Name, Titel, akade- 
mischem Grad, Beruf, Branchen- oder Geschäftsbezeichnung 
oder innerbetrieblicher Funktionsbezeichnung nicht zugleich 
weitere personenbezogene Daten über den Betroffenen bekannt- 
gegeben werden. 

Eine Bekanntgabe von personenbezogenen Daten ist unzulässig, 
wenn der Bekanntgabe aufgrund besonderer Umstände das Inter- 
esse auf Informationsfreiheit überwiegende schutzwürdige 
Belange des Betroffenen entgegenstehen, insbesondere wenn von 
einer Gefährdung des Betroffenen auszugehen ist. 

d) Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 

Das Recht auf Einsicht oder Auskunft besteht nicht, soweit nach- 
weislich dadurch ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis offenbart 
wird und dem Betroffenen durch die Bekanntgabe ein nicht nur 
unwesentlicher wirtschaftlicher Schaden entstehen kann, es sei 
denn, das Informationsinteresse überwiegt das schutzwürdige 
Interesse des Betroffenen an der Geheimhaltung. Die Behörde hat 
vor Weitergabe entsprechender Informationen den jeweiligen 
Betrieb von der beabsichtigten Erteüung einer Einsicht oder Aus- 
kunft in Kenntnis zu setzen. In einem laufenden Verwaltungsver- 
fahren sind Mitbewerbern um einen öffentlichen Auftrag Einsicht 
und Auskunft zu verwehren, wenn nachweislich die Gefahr nach 
Satz 1 besteht. 

e) Umweltbezogene Angaben 

Der Bekanntgabe von personenbezogenen Daten oder von 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen stehen schutzwürdige 
Belange des Betroffenen grundsätzlich nicht entgegen, soweit 
diese Angaben im unmittelbaren Zusammenhang mit Angaben 
über Umwelteinwirkungen oder Umwelt- und Gesundheitsge- 
fährdungen sowie im unmittelbaren Zusammenhang mit den vom 
Betroffenen eingesetzten Schutzvorkehrungen gegen schädliche 
. Umwelteinwirkungen stehen. 

f) Schutz der Strafverfolgung und Rechtsdurchsetzung 

Das Recht auf Einsicht oder Auskunft besteht nicht, soweit und so- 
lange durch das vorzeitige Bekanntwerden des Akteninhalts der 
Erfolg bevorstehender behördhcher Maßnahmen, insbesondere 
von Überwachungs- und Aufsichtsmaßnahmen, ordnungsbehörd- 
lichen Anordnungen und Maßnahmen der Verwaltungsvollstrek- 
kung, vereitelt wird oder ein vorzeitiges Bekanntwerden des 
Akteninhalts nach der besonderen Art der Verwaltungstätigkeit 
mit einer ordnungsgemäßen Verwaltungstätigkeit nicht vereinbar 
ist. 

Das gleiche gilt, soweit und solange durch das vorzeitige 
Bekanntwerden des Akteninhalts der Erfolg eines Ermittlungsver- 
fahrens wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit 
gefährdet werden kann. 
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Bei Gerichten wird Einsicht und Auskunft gewährt, soweit die 
richterliche Unabhängigkeit nicht berührt wird. 

g) Schutz des dienstlichen Entscheidungsprozesses 

Das Recht auf Einsicht oder Auskunft besteht bis zum Abschluß 
eines Verwaltungs Verfahrens nicht für Entwürfe zu Entscheidun- 
gen sowie für Arbeiten zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung. Dies 
gilt nicht für die Ergebnisse der Beweiserhebung sowie Tat- 
sachenfeststellungen, Aktenvermerke, Berichte, Stellungnahmen, 
Gutachten und andere Aktenteile, soweit diese entscheidungser- 
hebliche Tatsachen betreffen. 

h) Beschränkte Einsicht oder Auskunft 

Soweit die Voraussetzungen für Einschränkungen der Informa- 
tionsfreiheit nach den vorgenannten Vorschriften nur bezüglich 
eines Teils dieser Informationen vorliegen, besteht ein Recht auf 
Einsicht oder Auskunft nur für die anderen Informationen. Wird 
Einsicht beantragt, sind die geheimhaltungsbedürftigen Informa- 
tionen unkenntlich zu machen oder abzutrennen; die Abtrennung 
kann auch durch Ablichtung der nicht geheimhaltungsbedürfti- 
gen Informationen erfolgen. Art und Umfang der Unkenntlich- 
machung sind in den Unterlagen zu vermerken. 

i) Befristung der Verweigerung und Beschränkung 

Die öffentliche Stelle kann die Einsicht oder Auskunft unter Beru- 
fung auf die Vorschriften des 6. Abschnittes nur für die Dauer von 
drei Monaten verweigern. Die Entscheidung ist entsprechend zu 
befristen. Nach Ablauf der Frist hat die öffentliche Stelle von Amts 
wegen erneut über den Antrag zu entscheiden. Eine weitere 
Vorenthaltung der Einsicht oder Auskunft ist allenfalls zulässig, 
wenn die Voraussetzungen nach dem 6. Abschnitt weiterhin vor- 
liegen. 

j) Erhalt weitergehender Rechte 

Weitergehende Ansprüche auf Einsicht oder Auskunft nach ande- 
ren Rechtsvorschriften als die in diesem Gesetz genannten blei- 
ben unberührt. 

6. Abschnitt: Verfahren 

a) Antrag Stellung, Durchführung der Einsicht und Auskunft 

Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der öffentli- 
chen Stelle zu stellen, die die Informationen führt. Im Antrag auf 
Einsicht oder Auskunft soll die betreffende Informationsunterlage 
bezeichnet werden. Sofern dem Antragsteller Angaben zur hinrei- 
chenden Bestimmung einer Informationsunterlage fehlen, ist er 
durch die öffentliche Stelle fachgerecht zu beraten und zu unter- 
stützen. Dem Antragsteller ist unverzüglich mitzuteilen, ob dem 
Antrag entsprechende Infofmationsunterlagen vorhanden sind 
oder nicht. Auf Wunsch des Antragstellers erhält dieser bei einem 
Antrag zur Niederschrift eine schriftliche Bestätigung und Proto- 
kollierung des Antragsinhalts. 
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Wird ein Antrag schriftlich bei einer unzuständigen öffentlichen 
Stelle gestellt, so ist diese verpflichtet, den Antrag unverzüghch 
an die zuständige Stelle weiterzuleiten und den Antragsteller 
entsprechend zu unterrichten. 

Die Einsicht und Auskunft wird bei der öffentlichen Stelle 
gewährt und durchgeführt, die die Informationsunterlagen führt. 
Diese Stelle ist verpflichtet, dem Antragsteller ausreichende 
räumliche und sachliche Möglichkeiten zur Wahrnehmung der 
Einsicht oder Auskunft und ebenso die notwendigen Findhilfsmit- 
tel zur Verfügung zu stellen. Die Auskunft wird grundsätzlich bei 
der öffentlichen Stelle erteilt, die die Informationsunterlagen 
führt. 

Bei der Gewährung von Einsicht und Auskunft ist dem Antragstel- 
ler die Anfertigung von Notizen gestattet. Der Antragsteller kann 
Ablichtungen aus den Informationsunterlagen anfertigen, soweit 
Rechte Dritter (über die Vorschriften dieses Gesetzes hinaus) nicht 
entgegenstehen. Sofern die Einsicht von Daten begehrt wird, die 
auf Magnetbändern oder anderen Datenträgern der elektroni- 
schen Datenverarbeitung gespeichert sind, ist dem Antragsteller 
auf Antrag ein lesbarer Ausdruck zur Einsicht vorzulegen. Kann 
aus zwingenden Gründen nur eine Einsichtnahme in Kopien 
gewährt werden, ist sicherzustellen, daß diese Kopien alle Infor- 
mationen der Originalunterlagen enthalten, auf die der Antrag- 
steller ein Einsichtsrecht nach diesem Gesetz hätte. 

b) Entscheidung, Anhörung des Betroffenen, Rechtsweg 

Über einen Antrag auf Einsicht und Auskunft ist unverzüglich zu 
entscheiden. Der Entscheidung hat eine Prüfung des Antrages auf 
Zugehörigkeit und Umfang der Einsicht und Auskunft nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes vorauszugehen. Ergibt die Prüfung, 
daß dem Antrag stattgegeben werden kann und Rechte Betroffe- 
ner nicht berührt sind, soll bei mündhcher Antragstellung Einsicht 
oder Auskunft sofort gewährt werden. 

Bei schriftlicher Antragstellung ist dem Antragsteller die Ent- 
scheidung mitzuteilen und darauf hinzuweisen, daß die Einsicht 
oder Auskunft innerhalb der allgemeinen Sprechzeiten oder der 
allgemeinen Dienstzeit gewährt wird. Wird nachweislich durch 
die sofortige Gewährung der Einsicht oder Auskunft im Einzelfall 
die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der öffentlichen 
Stelle beeinträchtigt, kann ein späterer Termin bestimmt werden. 

Ergibt die Prüfung nach den Absätzen 1 und 2, daß der Gewäh- 
rung von Einsicht oder Auskunft keine überwiegenden schutz- 
würdigen Belange eines Betroffenen entgegenstehen oder daß 
das Interesse des Betroffenen an der Geheimhaltung das Informa- 
tionsinteresse nicht überwiegt, so hat die öffentliche Stelle dies 
dem Betroffenen unter Hinweis auf Gegenstand und Rechts- 
grundlage der Erteilung der Einsicht oder Auskunft schriftlich 
mitzuteilen und ihm vor der Entscheidung Gelegenheit zu geben, 
sich zu den für diese Entscheidung erheblichen Tatsachen zu 
äußern. Gegen die Entscheidung kann der Betroffene Wider- 
spruch einlegen. 
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Gegen eine Entscheidung, durch die ein Antrag auf Einsicht oder 
Auskunft ganz oder teilweise zurückgewiesen wird, ist der Wider- 
spruch nach den §§68 ff. der Verwaltungsgerichtsordnung zu- 
lässig. 

Die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung sind an- 
wendbar. 

c) Begründungspflicht, Bescheidungsfristen 

Die Verweigerung oder Beschränkung der Einsicht oder Auskunft 
ist auf Verlangen des Antragstellers schriftlich zu begründen. 

In der Begründung hat die öffentliche Stelle, soweit dies ohne 
Preisgabe der geheimhaltungsbedürftigen Angaben möglich ist, 
den Antragsteller über den Inhalt der vorenthaltenen Informa- 
tionsunterlagen in Kenntnis zu setzen. Im Falle der vollständigen 
Vorenthaltung der Einsicht oder Auskunft hat die Behörde auch 
zu begründen, weshalb keine beschränkte Einsicht oder Auskunft 
erteilt werden kann. 

Lehnt die öffentliche Stelle die Einsicht unter Berufung auf die in 
diesem Gesetz bestimmten Ausnahmetatbestände ab, hat sie dem 
Antragsteller mitzuteilen, zu welchem Zeitpunkt eine Einsicht- 
nahme voraussichtlich erfolgen kann. 

Will die öffentliche Stelle den Antrag zurückweisen, so ist über 
den Antrag grundsätzlich innerhalb von zwei Wochen zu ent- 
scheiden. 

d) Kosten 

Die Einsicht oder Auskunft ist gebührenfrei. Für Kopien und 
vergleichbare Verwaltungsunkosten werden nur die reinen 
Selbstkosten veranschlagt. 

e) Veröffentlichungspflichten, Aktenverzeichnisse 

Informationen von besonderem öffentlichen Interesse wie z.B. 
Katastrophenschutzpläne im Bereich kerntechnischer Anlagen, 
Emissionskataster (§ 46 Emissionsschutzgesetz), Luftreinhalte- 
pläne, Abwasserbeseitigungspläne, die Ergebnisse von Messun- 
gen, Beobachtungen und sonstigen Erhebungen über schädliche 
Umwelteinwirkungen, Umweltgefährdungen sowie über den 
Zustand der Umwelt, die von einer Behörde außerhalb ihrer Über- 
wachungstätigkeit im Einzelfall durchgeführt werden etc., sind 
allgemein zugänglich zu machen. 

Jede öffentliche Stelle hat Verzeichnisse zu führen, die geeignet 
sind, die Informationssammlungen (Aktenordnungen, Aktenbe- 
stand etc.) sowie den Zweck der geführten Informationssammlun- 
gen erkennen zu lassen. Jede öffentliche Stelle hat Informations- 
übersichten wie Register, Aktenpläne, Aktenordnungen, Akten- 
verzeichnisse, Tagebücher und Verzeichnisse (im Sinne von 
Absatz 1) allgemein zugänglich zu machen. 
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Über mündliche oder fernmündliche Besprechungen, Abreden, 
Anordnungen oder Auskünfte sowie über Prüfungen und dienst- 
liche Besichtigungen, soweit diese für die Bearbeitung einer An- 
gelegenheit bedeutsam sind, sind Aktenvermerke anzulegen. 

7. Abschnitt: Bundes- und Landesbeauftragte für Informations- 
freiheit 

a) Einrichtung von Bundes- und Landesbeauftragten für Informa- 
tionsfreiheit 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz erhält per Gesetz als 
zusätzliches Amt das eines „Bundesbeauftragten für Informations- 
freiheit" (Bfl). Auf Ebene der Länder erfüllen mit dem Erlaß 
entsprechender Landesgesetze die „Landesbeauftragten für Infor- 
mationsfreiheit" (Lfl) (als zusätzliche Ämter für die Landesbeauf- 
tragten für Datenschutz) komplementäre Aufgaben entsprechend 
der jeweiligen Landeszuständigkeit. Bundes- und Landesbeauf- 
tragte sind in der Ausübung ihres Amtes unabhängig und nur dem 
Gesetz unterworfen. 

b) Aufgaben und Befugnisse des Bundesbeauftragten für Infor- 
mationsfreiheit 

Dem Bundesbeauftragten für Informationsfreiheit (Bfl) obliegen 
folgende Aufgaben: Kontrolle gegenüber den Behörden und son- 
stigen öffentlichen Stellen des Bundes und von Privaten, wenn 
diese hoheitliche Aufgaben des Bundes erfüllen bezüglich der 
ordnungsgemäßen Gewährung des Informationsfreiheitsrechts, 
Anlaßüberprüfung auf Antrag von Betroffenen und Querschnitts- 
überprüfung ohne Anlaß, vergleichbar den Vorschriften in § 24 
Abs. 1 BDSG. 

c) Aufgaben und Befugnisse der Landesbeauftragten für Informa- 
tionsfreiheit 

Den Landesbeauftragten für Informationsfreiheit (Lfl) obliegen 
aufgrund landesgesetzlicher Vorschriften folgende Aufgaben: 
Kontrolle gegenüber den Behörden und sonstigen öffentlichen 
Stellen des jeweiligen Landes und von Privaten, wenn diese 
hoheitliche Aufgaben eines Landes erfüllen bezüglich der ord- 
nungsgemäßen Gewährung des Informationsfreiheitsrechtes, 
Anlaßüberprüfung auf Antrag von Betroffenen und Querschnitts- 
überprüfung ohne Anlaß, vergleichbar den Vorschriften in § 24 
Abs. 1 BDSG. 

d) Rechte gegenüber dem Bfl und den Lfl, Verfahren 

Antragstellern und Betroffenen steht jederzeit das Recht zu, den 
Bundesbeauftragten oder entsprechend Absatz 1 den zuständigen 
Landesbeauftragten für Informationsfreiheit anzurufen. Eine 
besondere Eilbedürftigkeit für die Bearbeitung derartiger Fälle ist 
gegeben, sofern ein Antrag auf Einsicht oder Auskunft auch nach 
Widerspruchsverfahren abgelehnt, teilabgelehnt oder nicht recht- 
zeitig beschieden wurde. 
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Stellt der Bundesbeauftragte oder ein Landesbeauftragter Ver- 
stöße gegen die Vorschriften dieses Gesetzes fest, so beanstandet 
er diese und unterrichtet die Aufsichtsbehörde. Die öffentliche 
Stelle hat über den Antrag innerhalb von drei Wochen nach 
Beanstandung bei ursprünglicher Ablehnung erneut, bei Nichtbe- 
scheidung erstmals zu entscheiden. 

Die öffentlichen Stellen sind verpflichtet, den Bundesbeauftragten 
und bei Vorliegen einer spezifischen Landeszuständigkeit den 
Landesbeauftragten für Informationsfreiheit bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu unterstützen und ihnen Amtshilfe zu leisten. 
Ihnen ist insbesondere Auskunft auf Fragen zu erteilen sowie 
Einsicht in alle Vorgänge und Aufzeichnungen zu gewähren, die 
im Zusammenhang mit der Anwendung dieses Gesetzes stehen. 
Die Informationsunterlagen, hinsichtlich derer Einsicht oder Aus- 
kunft von der öffentlichen Stelle ganz oder teilweise abgelehnt 
worden ist, sind dem Bundesbeauftragten vorzulegen. 

Bonn, den 14. September 1993 

Ingrid Koppe 

Werner Schulz (Berlin) und Gruppe 


Begründung 

1. Allgemeines 

1. Zur Unterscheidung des Rechts auf Informationsfreiheit von 
dem Recht auf informationeile Selbstbestimmung (Daten- 
schutz) 

Im Bereich des Rechts auf informationeile Selbstbestimmung etwa 
nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) vom 29. Dezember 
1990 (BGBl. 1990 I S. 2954 ff.) steht das Interesse des einzelnen im 
Mittelpunkt, über die zu seiner Person gesammelten Informatio- 
nen (Daten) und ihre Nutzung zu verfügen bzw. vor dem Miß- 
brauch der Informationen durch Dritte geschützt zu werden. 
Daran orientiert sich das besondere rechtliche und berechtigte 
Interesse an speziellen Informationen (Daten). 

Auch beim Recht auf Einsicht und Auskunft in personenbezogene 
Unterlagen aufgrund des Stasi-Unterlagen-Gesetzes (StUG) vom 
28. Dezember 1991 (BGBl. 1991 I S. 2272ff.) geht es vor allem um 
den Zugang zu Informationen über die eigene Person bzw. auf- 
grund anderer rechtlicher und berechtigter Interessen (etwa der 
Rehabilitierung verstorbener Angehöriger, der Überprüfung von 
Bewerbern für den öffentlichen Dienst etc.). Erst in zweiter Linie 
normiert das Gesetz den Zugang der Öffentlichkeit zu nicht- 
personenbezogenen Unterlagen und den Zugang zu Informatio- 
nen ohne Nachweis eines besonderen rechtlichen oder berechtig- 
ten Interesses des Antragstellers. 

Beim Recht auf Informationsfreiheit geht es hingegen um den 
Zugang der Öffentlichkeit - das heißt von jedem Bürger und jeder 
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Bürgerin - zu Informationen, die als klassisches Verwaltungs wis- 
sen vorliegen (Verwaltungsöffentlichkeit) und die überwiegend 
weder im wesentlichen personenbezogene Informationen darstel- 
len noch der Nachweis zu erbringen wäre, warum ein Antragstel- 
ler ein besonderes oder rechtliches Interesse daran hat. Vorgänge 
in einer öffentlichen Verwaltung betreffen Bürgerinnen und Bür- 
ger zumeist indirekt, möglicherweise aber genauso „folgen- 
schwer" wie direkte Eingriffe. Zu denken ist etwa an den geplan- 
ten Bau einer Straße, einer Industrieanlage, die Ausweisung eines 
Gebietes als Gewerbegebiet, den geplanten Abriß städtischer 
Gebäude oder die Führung eines nationalen oder regionalen 
Krebsregisters. 

2. Bedeutung des Rechts auf Informationsfreiheit als demokrati- 
sches Recht, Widerstände in der Verwaltung und Erfahrungen 
in anderen Staaten 

Da in einer hochindustrialisierten Gesellschaft der Lebensalltag 
von Millionen von Bürgerinnen und Bürgern maßgeblich von 
Informationsströmen und Verwaltungshandlungen beeinflußt 
oder gar bestimmt wird, denen sich die Bürgerinnen und Bürger 
aber oftmals ohnmächtig ausgesetzt sehen, war es in den Gesell- 
schaften und Staaten, die mittlerweile das Recht auf Informations- 
freiheit eingeführt haben, zumeist auch explizites politisches Ziel, 
durch eben dieses Recht den „Souverän", also die Bürgerinnen 
und Bürger, gegenüber Regierung und Verwaltung zu stärken. 

Es ist demokratisch nicht zu rechtfertigen, daß Regierungen und 
Verwaltungsapparate sich in der Regel mit aller Macht einer 
demokratischen Kontrolle zu entziehen trachten. 

Vergleichbar dem Versuch, demokratische (Mit-)Entscheidungs- 
rechte wie Volksentscheid oder Volksbegehren als ungeeignet für 
ein demokratisches Staatswesen zu denunzieren, wird oftmals 
argumentiert, die Herstellung von Verwaltungsöffentlichkeit sei 
eine zusätzliche Belastung für eine an Effizienzkriterien ausge- 
richtete Verwaltung und zudem verfassungsrechtlich unzulässig, 
da es eine unzulässige Partizipation einzelner an der Erfüllung 
staatlicher Aufgaben darstelle oder ansonsten aus Gründen des 
Datenschutzes nicht realisierbar sei (vergleiche Antwort der Bun- 
desregierung auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD, Druck- 
sache 12/1273). 

Nicht nur die Umsetzung der EG-Richtlinie zu Informationen über 
die Umwelt (Umweltinformationsgesetz), also einem Teilbereich 
des Verwaltungshandelns, in deutsches Recht zwingt zu einer 
Abkehr von der Selbstkonservierung der Verwaltung vor demo- 
kratischen Veränderungen und Transparenz. Einerseits kann erst 
diese Transparenz des Verwaltungshandelns selbst beurteilbar 
machen, ob Verwaltungen tatsächlich so effizient und sachge- 
recht handeln, wie sie es Bürgerinnen und Bürgern gern glaubhaft 
machen wollen. 

Andererseits zeigt vor allem die Tatsache, daß in einer größeren 
Zahl hochindustriahsierter demokratischer Staaten mittlerweile 
ein allgemeines - also nicht nur auf einen Teilbereich bezogenes - 
Recht auf Informationsfreiheit eingeführt wurde und es hier kei- 
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neswegs zu Einbrüchen der Verwaltungseffizienz gekommen ist, 
daß die Argumente gegen eine Einführung der Informationsfrei- 
heit in das deutsche Recht und in die Verwaltungspraxis weitest- 
gehend unbegründet sind. Führt man sich vor Augen, daß nicht 
nur Schweden, Kanada, Australien, Dänemark, Norwegen, Grie- 
chenland, die Niederlande und die USA (in jeweils unterschiedli- 
cher Qualität), sondern auch die Verfassungen einiger deutscher 
Länder (Sachsen, Sachsen-Anhalt und Brandenburg) Regelungen 
zur Informationsfreiheit enthalten und neben der anstehenden 
bundesgesetzlichen Verankerung des Informationsfreiheitsrechts 
bei Umweltunterlagen hierzu auch eigenständige gesetzliche 
Regelungen auf Landesebene in mehreren Bundesländern vorbe- 
reitet werden, zerplatzen die verbreiteten Vorurteile gegen die 
Informationsfreiheit wie Seifenblasen. Selbst die Bundesregie- 
rung mußte mittlerweile zugeben, daß weder in Kanada noch in 
Schweden durch die Gesetze zur Informationsfreiheit der Verwal- 
tung ein besonderer personeller und sachlicher Aufwand entstan- 
den noch eine Verzögerung des Verwaltungsablaufs zu verzeich- 
nen ist (Drucksache 12/1273). 

Zu erinnern ist auch daran, daß bereits am 19. März 1985 im 
Europäischen Parlament ein Resolutionsentwurf über „Freedom 
of Information" eingebracht wurde. 

Schließlich darf eine Diskussion über Verwaltungskontrolle und 
Verwaltungsöffentlichkeit ohnehin nicht verkürzt werden auf eine 
Effizienzdebatte. Auch wenn Effizienzkriterien für Verwaltungs- 
vorgänge zu Recht einen hohen Rang haben, muß zugestanden 
werden, daß jede Erweiterung demokratischer Rechte, also die 
Teilhabe von Bürgerinnen und Bürgern am politischen Prozeß, 
aus der Sicht der Verwaltung immer auch einen zusätzlichen 
Aufwand bedeutet. 

Mehrfach wurde auch im Deutschen Bundestag - so zuletzt bei 
der abschließenden Debatte über die 8. bis 13. Tätigkeitsberichte 
des BfD am 5. Februar 1993 (vergleiche hierzu auch den Ent- 
schließungsantrag auf Drucksache 12/4271) und zuvor am 
7. November 1991 anläßlich der Debatte über eine entsprechende 
Große Anfrage der Fraktion der SPD (Drucksachen 12/752 und 12/ 
1273) - von verschiedener Seite die Notwendigkeit einer Gesetz- 
gebung zur Einführung der Informationsfreiheit betont. Jedoch 
hat bislang weder die Bundesregierung noch haben Fraktionen 
des Bundestages einen Entwurf für eine entsprechende gesetz- 
liche Regelung zur Beratung vorgelegt. 

Im Land Berlin hat es bereits den Versuch einer speziellen landes- 
gesetzlichen Regelung für ein allgemeines Rechtsinstitut der 
Informationsfreiheit gegeben (siehe Beschlußempfehlung des 
Rechtsausschusses des Abgeordnetenhauses von Berlin, 11. Wahl- 
periode, Drucksache 11/1291). Hier konnte die diesbezügliche 
Beschlußempfehlung wegen Ablaufs der entsprechenden Wahl- 
periode nicht mehr bis zu einer Verabschiedung des Gesetzes 
geführt werden. Der vorliegende Antrag orientiert sich in mehre- 
ren Bezügen an dieser Berliner Gesetzeskonzeption. 
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3. Verhältnis des Rechts auf Informationsfreiheit zu anderen 
schutzwürdigen Interessen 

Das Recht auf Informationsfreiheit steht nicht im grundsätzlichen 
Widerspruch zum Datenschutz (Recht auf informationelle Selbst- 
bestimmung). Dies wird allein dadurch belegt, daß gerade von 
seiten der Datenschutzbeauftragten seit Jahren dafür gestritten 
wird, ein Recht auf Informationsfreiheit bundesgesetzlich und 
landesgesetzlich zu verankern. So hat die Konferenz der Daten- 
schutzbeauftragten von Bund und Ländern im Rahmen der 
Debatte über eine Verankerung des Datenschutzes als Grund- 
recht in ihrer gemeinsamen Stellungnahme an die Verfassungs- 
kommission von Bundestag und Bundesrat (Entschließung vom 
28. April 1992) diese ausdrücklich aufgefordert, in das Grundge- 
setz auch das „Recht auf Zugang zu den Daten der Verwaltung 
(Aktenöffentlichkeit, Informationsfreiheit) " aufzunehmen. 

Aus Sicht von Datenschutzbeauftragten ist das Recht auf Informa- 
tionsfreiheit in einer demokratischen Gesellschaft das komple- 
mentäre Gegenstück zum individuellen Datenschutz (Recht auf 
informationeile Selbstbestimmung). Während im letztgenannten 
Fall das Informationsrecht (und nicht nur das Schutz- und 
Abwehrrecht!) auf die eigene Person bezogen ist, ist es im erstge- 
nannten Fall auf den Bereich der Verwaltung und Öffentlichkeit 
bezogen, als zwei Seiten einer auf individueller politischer Teil- 
habe und auf Grundrechts Verwirklichung gründenden politischen 
Ordnung (siehe beispielhaft die Begründung im 14., 15. und 20. 
Tätigkeitsbericht des Hessischen Datenschutzbeauftragten). 

Dabei ist der Begriff der „Teilhabe'' über das Informationsfrei- 
heitsrecht allein auf die Dimension der Kenntnis und Transparenz 
von Verwaltungsvorgängen bezogen, beinhaltet jedoch keines- 
falls, wie von Gegnern der Informationsfreiheit fälschlicherweise 
behauptet wird (siehe z. B. die Stellungnahme der Bundesregie- 
rung auf Drucksache 12/1273), daß in dieser Form von Bürgerseite 
damit eine (verfassungsrechtlich in der Tat unzulässige) Mitent- 
scheidung direkt an Verwaltungsvorgängen selbst ermöglicht 
wird. (Dies schließt im übrigen nicht aus, daß grundsätzlich viel 
weitergehendere gesetzliche Regelungen einer tatsächlichen 
„Bürgerbeteiligung" an kommunalen oder staatlichen Planungs- 
verfahren denkbar sind als bisher.) 

Unbestritten wird im Einzelfall der Grundsatz der Informations- 
freiheit eine Einschränkung dort erfahren müssen, wo andere 
schutzwürdige Belange vorliegen - so, wie in der Rechts Wirklich- 
keit auch andere Grundrechte und Rechte gelegentlich kollidie- 
ren und zu einem Ausgleich geführt werden müssen. Derartige 
Einschränkungen des Grundsatzes bedürfen jedoch der präzisen 
gesetzlichen Fassung (eventuell als bereichsspezifische Regelun- 
gen des Gesetzes) und hinreichender Begründung, die nicht der 
Selbstdefinition und Selbstinterpretation von Bundes- und Lan- 
desbehörden überlassen bleiben dürfen. Im Einzelfall der späte- 
ren Verwaltungspraxis bedürfen sie einer nachvollziehbaren 
Gewichtung des Informationsfreiheitsinteresses der Öffentlichkeit 
gegenüber den als schutzwürdig reklamierten Interessen. 
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Der vorliegende Antrag nennt als wesentliche Kategorien für 
schutzwürdige Interessen: 

— Verletzungen des Rechts auf informationelle Selbstbestim- 
mung (Datenschutz bei personenbezogenen Daten), 

— spezielle, durch Gesetz geregelte behördliche Geheimhal- 
tungsvorschriften, 

— Schutz von besonderen Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen, 

— Schutz der Strafverfolgung und Rechtsdurchsetzung und 

— Schutz des diensthchen Entscheidungsprozesses. 

Erfahrungen in einigen Staaten - vor allem in Frankreich - zei- 
gen, wie die Parlamentarische Versammlung des Europarates 
bereits im Jahre 1986 feststellte, daß es zu Kollisionen von Daten- 
schutz und Informationsfreiheit insbesondere dann kommt, wenn 
beide Bereiche in den fachlichen und rechtlichen Begriffen (Ter- 
minologie) und in den institutioneilen Zuständigkeiten voneinan- 
der getrennt werden. Aus diesem Grunde vor allem hat man in 
Kanada versucht, die Gesetzgebung zum Datenschutz und zur 
Informationsfreiheit aufeinander abzustimmen. Es empfiehlt sich, 
Erfahrungen dieser Art, aber auch Erfahrungen mit unzulängh- 
chen gesetzlichen Bestimmungen zur Informationsfreiheit, in der 
deutschen Gesetzgebung zu berücksichtigen. U. a. deshalb wird 
in diesem Antrag vorgeschlagen, das Amt der Bundes- bzw. 
Landesbeauftragten für Datenschutz mit dem des Bundes- bzw. 
Landesbeauftragten für Informationsfreiheit zu verknüpfen. 

IL Zu einzelnen Bestimmungen des Antrags 

Zu Abschnitt 3 (Grundsatz des Informationsrechts) 

Die vorliegende Bestimmung soll einerseits festlegen, daß die 
Informationsfreiheit selbst Verwaltungsgrundsatz wird, von der 
nur in Ausnahmefällen abgewichen werden darf. Andererseits soll 
die Informationsfreiheit nicht nur für Deutsche, sondern für alle in 
der Bundesrepublik Deutschland lebenden Personen gelten. 
Schließlich muß die Information umfassend sein, darf also z. B. 
nicht bei einer Auskunftsgewährung oder Kopie den Informa- 
tionsgehalt der Originalunterlage verkürzen. Das Zugangsrecht, 
insbesondere das Einsichtsrecht, darf ferner nicht nur, wie der 
frühere Begriff „AkteneinsichtsrechL' nahelegt, auf bei der Ver- 
waltung vorhandene manuelle Akten bezogen sein, sondern 
umfaßt die Gesamtheit des hier vorhandenen Wissens, das u. a. 
auf Datenträgern, Magnetbändern oder als Videofilm vorhanden 
ist. Um hier das Einsichtsrecht zu erhalten, müssen die Informatio- 
nen ggf. - z. B. durch einen Computerausdruck - in eine Form 
gebracht werden, die eine Einsichtnahme erlaubt. 

Zu Abschnitt 5 (Einschränkungen des Informationsrechts) 
a) (Amtsverschwiegenheit) 

Die gesetzliche Einführung der Informationsfreiheit bedarf der 
Nichtanwendung gegenteiliger Bestimmungen in den Verwal- 
tungsverfahrensgesetzen des Bundes und der Länder, hier im 
speziellen der Vorschriften über die Amtsverschwiegenheit. 
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c) (Schutz personenbezogener Daten) 

Eine Vorschrift, nach der grundsätzlich bei Vorliegen personenbe- 
zogener Daten die Informationsfreiheit eingeschränkt würde, 
würde in weiten Bereichen die Informationsfreiheit überhaupt 
außer Kraft setzen: keine Bewerbung eines Industrieunterneh- 
mens für einen öffenthchen Auftrag ist frei von personenbezoge- 
nen Daten, und sei es nur der Absender des Firmeninhabers oder 
das Anschreiben an einen namentlich genannten behördlichen 
Sachbearbeiter. Deshalb muß es Bestimmungen geben, die 
gewisse Typen personenbezogener Daten - etwa Namen, Titel, 
innerdienstliche Anschrift von Behördenmitarbeitem - als grund- 
sätzlich nicht schutzwürdig festlegen, in anderen Fähen es der 
Einzelfallprüfung Vorbehalten bliebe, ob das Recht des einzelnen 
auf informationelle Selbstbestimmung das Recht der Allgemein- 
heit auf Informationsfreiheit überwiegt. 

d) (Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen) 

Die Erfahrungen mit dem Informationsfreiheits-Gesetz in den 
USA („Freedom of Information Act“) zeigen, daß mehrfach ver- 
sucht wurde, die Informationsfreiheit zu Zwecken der Werks- und 
Produktspionage zu mißbrauchen. Aus diesem Grunde ist eine 
spezielle Schutzvorschrift notwendig, die diese Gefahr mindert, 
die der Verwaltung trotzdem aber nicht - wie leicht für den 
Umweltbereich nachvollziehbar - mit dem Verweis auf das Vor- 
liegen von Betriebsgeheimnissen eine Aushöhlung des Rechts auf 
Informationsfreiheit erlaubt. 

f) (Schutz der Strafverfolgung und Rechtsdurchsetzung) 

Spezielle Einschränkungen der Informationsfreiheit sind für die 
Strafverfolgung und Rechtsdurchsetzung unverzichtbar. Um 
einen verfassungsrechtlich unzulässigen Eingriff in die richter- 
liche Unabhängigkeit zu vermeiden, ist es ferner notwendig, die- 
sen Bereich - nicht aber den etwa von Staatsanwaltschaften - 
grundsätzlich von der Geltung des Rechts auf Informationsfreiheit 
auszunehmen. Die Erstreckung der Informationsfreiheit auch auf 
laufende Ermittlungsverfahren ist grundsätzlich zu bejahen, wenn 
etwa bei Jahre oder Jahrzehnte währenden Prozessen (als Bei- 
spiel hier der bekannte „Holzschutzmittelskandal“ in der Bundes- 
republik Deutschland) bei den Ermittlungsbehörden Informatio- 
nen wie z. B. fachliche Gutachten vorhanden sind, die auch eine 
jetzige Gesundheitsgefährdung der Bevölkerung dokumentieren. 
Selbstverständlich gelten die in diesem Gesetz ausgeführten 
besonderen Schutz vor Schriften bei personenbezogenen Informa- 
tionen in gleicher Weise auch für Ermittlungsverfahren. 

Zu den Beispielen, in denen durch ein vorzeitiges Bekanntwerden 
des Akteninhalts der Erfolg eines Ermittlungsverfahrens gefähr- 
det werden könnte, zählen Maßnahmen wie die vorgesehene 
Durchsuchung einer Videothek auf kinderpornographische 
Erzeugnisse, die Hygieneprüfung eines Restaurants durch die 
Gesundheitsbehörden oder die vorgesehene Überprüfung einer 
Großrechenanlage durch den Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz. 
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Beispiele für die Vorschrift, wonach das Bekanntwerden des 
Akteninhalts nach der besonderen Art der Verwaltungstätigkeit 
mit einer ordnungsgemäßen Verwaltungstätigkeit nicht vereinbar 
wäre, sind u. a. laufende Einstellungs- und Ernennungs verfahren 
der Behörde. 

h) (Beschränkte Einsicht oder Auskunft) 

Mit der hier gewählten Formulierung soll sichergestellt werden, 
daß Antragstellern in der Tat nur diejenigen Informationen vor- 
enthalten werden, für die expüzit ein Vorbehalt begründet wer- 
den kann, nicht aber für Informationen in derselben Unterlage 
oder Informationssammlung, für die dieser Vorbehalt nicht nach- 
gewiesen werden kann. 

Zu Abschnitt 6 (Verfahren) 

Entscheidet für die Wahrnehmung des Rechts auf Informations- 
freiheit ist das Verfahren, mit dem dieses Recht geltend gemacht 
werden kann. Die hier vorgeschlagene Konzeption basisert auf 
der üblichen Behördenpraxis, auferlegt den Behörden jedoch 
auch, Vorkehrungen zu treffen, die das Auffinden von Informatio- * 
nen sowie die Einsicht oder Auskunft erleichtern oder überhaupt 
erst ermöglichen. Hierzu gehört schließlich auch, daß Antragstel- 
ler bei Vorliegen einer Rechtsverweigerung durch Behörden den 
Rechtsweg beschreiten können und unabhängig davon die mit 
diesem Gesetz vorgesehenen „Beauftragten für Informationsfrei- 
heit'' angerufen werden können. 

Eine Kostenregelung, bei der sich Bürger etwa die Kopien von 
Verwaltungsvorgängen nicht mehr leisten können, würde die 
Informationsfreiheit ad absurdum führen. Um die Wahrnehmung 
der Informationsfreiheit zu ermöglichen, sollten die Kosten z. B. 
für Kopien grundsätzlich den Selbstkosten entsprechen. 

Zu Abschnitt 7 (Beauftragte für Informationsfreiheit) 

Die Bestimmungen dienen der Einführung und Verankerung des 
Instituts eines „Bundes- bzw. Landesbeauftragten für Informa- 
tionsfreiheit" , die jeweils über Bundesgesetz bzw. über Landesge- 
setze vorzunehmen wären. 

Da es sich bei der Einführung der Informationsfreiheit um eine 
Neuordnung des klassischen Verwaltungs Verfahrens handelt, für 
die es jeweilige Einzelzuständigkeiten des Bundes und der Län- 
der gibt, sind entsprechende gesetzliche Regelungen auf Bundes- 
und auf Landesebene notwendig. 

Außer den Überprüfungen aus gegebenem Anlaß soll - wie im 
BDSG - die Möglichkeit zu Stichproben ohne konkreten Anlaß 
(Querschnittsüberprüfungen) gegeben sein. 

Die Erfahrungen mit Regelungen zum Datenschutz und zur Infor- 
mationsfreiheit in mehreren Staaten (vor allem Frankreich und 
Kanada) legen nahe, eine enge organisatorische Verzahnung der 
Kontrollbehörden zu beiden Regelungsbereichen zu installieren, 
um insbesondere sachliche und institutioneile Konkurrenzent- 
wicklungen zu vermeiden. 
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Anhang 


Die Antragstellung nach dem Informationsfreiheits-Gesetz 


Der Antragsteller stellt einen Antrag schriftlich oder mündlich zur Niederschrift auf Einsicht oder 
Auskunft bei der Behörde, die die Informationsunterlagen führt. Er soll Angaben machen, die das 
Auffinden der Informationsunterlagen erleichtern. 


Mündlicher Antrag (auf Verlangen zur Niederschrift): Der Antragsteller hat das Recht zu erfahren, 
ob bei der Behörde Informationsunterlagen zum bezeichneten Gegenstand vorhanden sind oder 
nicht. Darüber hinaus hat er das Recht, eine Bestätigung und Qualifizierung des Antragsinhalts zu 
erhalten. Auf Wunsch und wenn andere Vorschriften dieses Gesetzes nicht entgegenstehen, erhält 
er unverzüglich das Recht zur Einsicht oder Auskunft sowie die Möglichkeit, Ablichtungen und 
Notizen aus den Informationsunterlagen anzufertigen. 


Schriftlicher Antrag: Schriftliche Mitteilung, ob bei der Behörde Informationsunterlagen zum 
bezeichneten Gegenstand vorhanden sind oder nicht. Auf Wunsch und wenn andere Vorschriften 
dieses Gesetzes nicht entgegenstehen, erhält er das Recht zur Einsicht oder Auskunft innerhalb der 
Dienstzeiten der Behörde sowie die Möglichkeit, Ablichtungen und Notizen aus den Informations- 
unterlagen anzufertigen. 


Vor der Entscheidung über einen schriftlichen Antrag oder mündlichen Antrag hat die Behörde den 
Antragsteller zu hören. 


Die Behörde kann die Einsicht oder Auskunft ganz oder teilweise verwehren, wenn sie dazu nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes (Geheimhaltung, Schutz personenbezogener Daten etc.) berech- 
tigt ist. Die Rechtsgründe für die Verwehrung hat sie dem Antragsteller schriftlich mitzuteilen. 
Ferner hat sie dem Antragsteller mitzuteilen, wann und unter welchen Umständen eine spätere 
Einsicht oder Auskunft möglich ist. 


Lehnt die Behörde die Einsicht oder Auskunft ganz oder teilweise ab, unterliegt der Antrag dem 
üblichen behördlichen Widerspruchsverfahren. 


Der Betroffene hat jederzeit das Recht, den Bundesbeauftragten (Bfl) oder den zuständigen 
Landesbeauftragten (Lfl) für Informationsfreiheit anzurufen. Dieser hat das Recht, bei der Behörde 
ungehindert zu überprüfen, ob die Verwehrung rechtmäßig war. Andernfalls führt dies zu einer 
offiziellen Beanstandung durch den Bfl oder Lfl. Dies erhöht den behördeninternen Druck, löst aber 
keine weiteren Rechtsfolgen zugunsten des Antragstellers aus. 
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noch Anhang 


Dem Antragsteller steht deshalb unabhängig von dem Prüfvorgang durch den Bfl oder einen Lfl der 
ungehinderte gerichtliche Instanzenweg entsprechend der Verwaltungsgerichtsordnung offen. Die 
offizielle Beanstandung durch den Bfl oder Lfl könnte hierbei als hinreichender Beweis für das 
Vorliegen einer rechtswidrigen Verwaltungspraxis der Behörde gewertet werden. 
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